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(Nr. 8547.) Geſetz, betreffend die Vereinigung der Fleckensgemeinden Vormſtegen und Klofter- 
ſande mit der Stadtgemeinde Elmshorn. Vom 30. Januar 1878. } 


| Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 5 1 


Die Fleckensgemeinden Vormſtegen und Kloſterſande werden unter den in 
Ya Anlage bezeichneten Bedingungen mit der Stadtgemeinde Elmshorn vereinigt. 


§. 2. 
Der Miniſter des Innern und der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗Angelegenheiten ſind mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Fee unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 525 
Königlichen Inſiegel. | 1 
Gegeben Berlin, den 30. Januar 1878. 


d. S) Wilhelm. 1 


Camphauſen. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. 5 


Gef, Samml. 1878. (Nr. 8547.) 15 a 
Ausgegeben zu Berlin den 25. Februar 1878. | 


Bedingungen 
für die 
Vereinigung der Fleckensgemeinden Vormſtegen und Kloſterſande 
mit der Stadtgemeinde Elmshorn. 


- 


K. 1. 


Die kommunale Verfaſſung der Stadt Elmshorn tritt für die Fleckensgemeinden 
Vormſtegen und Kloſterſande in allen Beziehungen in Wirkſamkeit. Die Grund⸗ 
beſitzer und Einwohner dieſer letzteren beiden Gemeinden übernehmen daher, in⸗ 
ſoweit nicht in den folgenden Beſtimmungen eine Ausnahme geſtattet wird, die⸗ 
jenigen kommunalen . „welche den Grundbeſitzern und Einwohnern 
der Stadt Elmshorn nach den beſtehenden Geſetzen und ſtatutariſchen Beſtim⸗ 
mungen obliegen, und erwerben durch die Vereinigung ſämmtliche nicht von 
beſonderen Rechtstiteln abhängige kommunale Rechte und Vortheile, welche den 
Grundbeſitzern und Einwohnern der Stadt verfaſſungsmäßig zuſtehen. 


f $. 2. 

Den Einwohnern in den bisherigen Fleckensgemeindebezirken Vormſtegen 
und Kloſterſande wird während eines Zeitraums von fünfzehn Jahren eine 
Gemeindeſteuer⸗Ermäßigung dahin zu Theil, daß ihnen von dem nach dem 
jedesmaligen Haushaltungsplane zur Erhebung gelangenden Prozentbetrage des 
Einheitsſatzes der ſtädtiſchen Einkommenſteuer zwanzig Prozent nachgelaſſen werden. 


$. 3. 

Die Laſten der Schulgemeinden Vormſtegen und Kloſterſande werden, 
wie bisher aus den Fleckenskaſſen, ſo künftig aus der Stadtkaſſe beſtritten, und 
gehen die Rechte und Pflichten der Fleckensgemeinden Vormſtegen und Kloſter⸗ 
ade mit Beziehung auf das Schulweſen daſelbſt, insbeſondere die Schulhäuſer 
mit Zubehör und die ſonſtigen Vermögensobjekte der Schulen nebſt den vor⸗ 
handenen Schulſchulden, auf die vereinigte Stadtgemeinde über. 

Ebenſo ſollen, 0 bald als 7 möglich, die Laſten der Schulgemeinde 
Elmshorn, ſoweit dieſelbe mit der Stadtgemeinde zuſammenfällt, auf die Stadt⸗ 
laſſe übernommen werden. 

Alsdann Na auch die Rechte und 4 der Schulgemeinde Elms⸗ 
horn für den Umfang des Stadtbezirks, insbeſondere die Schulhäuſer nebſt Zu⸗ 
behör und die Schulſchulden, ohne beſondere Auseinanderſetzung auf die Stadt⸗ 
gemeinde über. i 

$. 4. 


Bis dahin, daß die Laften der Schulgemeinde Elmshorn vorgedachtermaßen 
auf die Stadtkaſſe übernommen ſein werden, wird bei Feſtſtellung der Beträge, 
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welche die Einwohner der neuen Stadttheile an ſtädtiſcher Einkommenſteuer zu 
entrichten haben, der Geſammtbetrag der von den ſtädtiſchen Mitgliedern der 
Elmshorner Schulgemeinde zu entrichtenden Schulſteuer dem durch die ſtädtiſche 

inkommenſteuer nach dem ſtädtſſchen Haushaltungsplane zu deckenden Geſammt⸗ 
bedarfe hinzugerechnet. 


(Nr. 8548.) Verordnung über die Einrichtung des Landarmenweſens in der Provinz Schleſien. 
Vom 16. Februar 1878. 5 ; 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen m. 


verordnen über die ee und Sale des Landarmenweſens in 
Schleſien auf Grund des §. 128 der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 
a Ban S. 335) und der $$. 27 und 28 des Geſetzes vom 8. März 1871, 
etreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſttz 
(Geſetz⸗Samml. S. 15 unter 1 des Provinziallandtages von Schle⸗ 
ſien und des Kommunallandtages der Ober auſitz, was folgt 


91 


Der bisherige Landarmenverband des Herzogthums Schleſien und der 
Grafſchaft Glatz und der bisherige Landarmenverband der Oberlauſitz werden 
in ihrer gegenwärtigen Begrenzung zu einem Landarmenverbande vereinigt, welcher 
den Namen „Landarmenverband der Provinz Schleſien“ führt und in der Stadt 
Breslau ſeinen Sitz und Gerichtsſtand hat. Auf dieſen Verband gehen alle 
Rechte und Pflichten der vorgedachten Landarmenverbände, insbeſondere auch die 
Fürſorge für die Korrigenden in dem Umfange, in welchem ſie dieſen Verbänden 
bisher obgelegen hat, über. 

$. 2. 


Die Verwaltung der Angelegenheiten des Landarmenverbandes wird dem 
Provinzialverbande von Schleſien und ſeinen Organen nach Maßgabe der Pro- 
vinzialordnung vom 29. Juni 1875 übertragen. N 


$.3. 


Behufs des Vermögensausgleichs zwiſchen den früheren Landarmenver⸗ 
bänden zahlt der Kommunalverband der Oberlauſitz eine jährliche Rente von 


Dreitauſend Mark 


5 5 Dauer von zwanzig Jahren an den Landarmenverband der Provinz 

eſien. 
Außerdem bleibt von dem eigenthümlichen Vermögen des früheren Land⸗ 

armenverbandes des Herzogthums Schleſien und der Grafschaft Glatz der Betrag 

von Einbundertfünfunbviergigtaufenn Mark zu Gunſten der dem letzteren Ver⸗ 

bande bisher angehörigen Kreiſe und Rreistheile vorbehalten. Die Vertheilung 
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dieſer Summe unter die gedachten Kreiſe und Kreistheile bleibt der Beſchluß— 
faſſung des Provinziallandtages überlaſſen. 


. 4. 


Der Landarmenverband der Provinz Schleſien übernimmt vom 1. Januar 
d. J. ab die Zahlung der Gehälter, welche die bei dem früheren Landarmen⸗ 
verbande der Oberlauſitz angeſtellten Beamten in dieſer Eigenſchaft beziehen, ſo⸗ 
wie bei einer Penſionirung dieſer Beamten die Zahlung eines verhältnißmäßigen 
Theiles der Penſion. Die Gehaltszahlung hört jedoch auf, wenn die Beamten 
aus dem kommunalſtändiſchen Dienſt der Oberlauſitz ausſcheiden. 


$.5. 


Für die Abwickelung der laufenden Geſchäfte und die Tragung der damit 
verbundenen Koſten wird der 1. Januar d. J. als der Termin angeſehen, mit 
welchem die Verwaltung der früheren Landarmenverbände auf den Landarmen⸗ 
verband der Provinz Schleſien übergegangen iſt. 


. $. 6. 
Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 16. Februar 1878. 


(J. S.) Wilhelm. 


Der Miniſter des Innern. 


Im Allerhöchſten Auftrage: 
Friedenthal. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
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